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Ausgabe A. 


37 Verordnung 
zur Abänderung der Schiedsmannsordnung. Vom 18. 3. 1927. 
| Auf Grund des 8 1 des Geſetzes vom 29. November 1926 (Geſetzbl. S. 317) wird folgendes mit 


Geſetzeskraft verordnet: 
Artikel J. 


Die Schiedsmannsordnung vom 29. März 1879 (Geſ.Samml. S. 321) in der Faſſung des § 35 
des Stempeſteuergeſetzes vom 31. Juli 1895 (Geſ.-Samml. S. 413), des Artikel 3 des Geſetzes vom 
22. September 1899 (Gej.-Samml. S. 284), der Verordnung vom 11. Mai 1923 (Geſetzbl. S. 562), 
der Verordnung vom 21. September 1923 (Geſetzbl. S. 987), der Artikel I und II des Geldjtrafen- 
geſetzes vom 28. September 1923 (Geſetzbl. S. 999) und des Artikels 1 der Verordnung betr. die Um— 
ſtellung beſtehender Geſetze auf den Gulden vom 23. Oktober 1923 (Geſetzbl. S. 1101) wird wie folgt 
geändert: 

1. 8 1 Abſ. 3 erhält folgende Faſſung: 
Die Abgrenzung der Bezirke erfolgt: 
1. in den Städten durch den Magiſtrat, für die Stadtgemeinde Danzig durch den Senat; 
2. für die Landgemeinden durch die Kreisvertretungen. 
2. Dem 8 2 wird folgender Abſatz 3 hinzugefügt: 
Zu dem Amte des Schiedsmanns können auch Frauen berufen werden. 
3. Im 8 3 werden 
a) im Abſ. 1 die Worte „Verſammlung der Stadtverordneten“ uſw. bis „Gemeindeverſammlung“ 
einſchließlich geſtrichen, ſowie die Worte „den Gutsvorſteher“ durch die Worte „die Kreis— 
vertretungen“ erſetzt, 
b) im Abſ. 2 das Komma hinter „Kreisvertretungen“, ſowie die Worte „in der Provinz 
Hannover und in den Hohenzollernſchen Landen durch die Amtsvertretungen“ geſtrichen. 
4. Im 8 4 find das Komma hinter „Landgerichts“ ſowie die Worte „in deſſen Bezirk ſie ihren 
Wohnſitz haben“ zu ſtreichen. 
5. Im 8 7 erhält Abſ. 1 folgende Faſſung: 
a Das Recht der Aufſicht über einen Schiedsmann ſteht zu: 
1. Dem Gerichtspräſidenten hinſichtlich ſämtlicher Schiedsmänner; 
2. Dem Amtsrichter, der die allgemeine Dienſtaufſicht führt, hinſichtlich der im Bezirke des 
Amtsgerichts wohnenden Schiedsmänner. 
6. Im 8 8 Abſ. 1 wird zwiſchen Nr. 5 und Nr. 6 die folgende Nr. 5a eingeführt: 
5 a) bei Frauen die Tatſache, daß ihnen die Fürſorge für ihre Familie die Ausübung des Amtes 
| in beſonderem Maße erſchwert. 
7. Im 8 9 Abſ. 2 treten an Stelle der Worte „des Oberlandesgerichts, in deſſen Bezirk der Schieds- 
mann feinen Wohnſitz hat“, die Worte „des Obergerichts“. 
8. Im $ 15 Nr. 2 treten an die Stelle der Worte „jeiner Ehefrau“ die Worte „ſeines Ehegatten“. 
9. 8 20 erhält folgenden Abſ. 2: ; 
Wohnen die Parteien nicht in demſelben Gemeindebezirke, ſo kann der Antrag bei dem 
Schiedsmann, in deſſen Bezirk der Antragſteller wohnt, zu Protokoll gegeben werden. Das 
Protokoll iſt dem zuſtändigen Schiedsmann alsbald zu überſenden. 


(Achter Tag nach Ablauf des Ausgabetages: 7. 4, 1927.) 
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Im 8 22 erhält Abſ. 2 folgende Faſſung: 

Iſt eine ſolche Anzeige nicht erſtattet, ſo kann der Schiedsmann gegen die im Termin 

ausgebliebene Partei eine Ordnungsſtrafe von einem bis zu dreißig Gulden feſtſetzen. 
Im 8 24 werden die Worte „im Einverſtändniſſe mit den Parteien“ geſtrichen. 
§ 32 Abf. 2 und 3 erhalten folgende Faſſung: 
Die Vorſchriften der Zivilprozeßordnung über die Zwangsvollſtreckung aus notariellen 
Urkunden finden mit der Maßgabe entſprechende Anordnung, daß die Vollſtreckungsklauſel 
auf der gemäß 88 30, 31 herzuſtellenden Ausfertigung von dem Amtsgerichte zu erteilen iſt, 
in deſſen Bezirke der Schiedsmann wohnt. 
Auf der Urſchrift des Protokolls iſt zu vermerken, wann und von wem und gegen 
welche Perſonen die Vollſtreckungsklauſel erteilt worden iſt. Zu dieſem Zwecke hat das 
Amtsgericht, falls ſich nicht das Protokollbuch in ſeiner Verwahrung befindet, den Schiedsmann 
von der Erteilung der Vollſtreckungsklauſel zu benachrichtigen. 
Die Uberſchrift des dritten Abſchnittes erhält folgende Faſſung: 

Die Sühneverhandlung in Straſſachen. 
Im 8 33 werden die Worte „Beleidigungen und Körperverletzungen“ erſetzt durch die Worte „Ver— 
gehen des Hausfriedensbruches ($ 123 des Strafgeſetzbuches), der Beleidigung (88 185 bis 187 und 
189 des Strafgeſetzbuches), der leichten vorſätzlichen (§ 223 des Strafgeſetzbuches) und der fahr⸗ 
läſſigen Körperverletzung (§ 230 des Strafgeſetzbuches), der Verletzung fremder Geheimniſſe ($ 299 
des Strafgeſetzbuches) und der Sachbeſchädigung ($ 303 des Strafgeſetzbuches) ſowie bei dem Ver⸗ 
gehen der Bedrohung ($ 241 des Strafgeſetzbuches)“. 
Im 8 34 werden die Worte „über Beleidigungen und Körperverletzungen“ erſetzt durch die Worte 
„über die im $ 33 genannten Vergehen“. 
$ 35 erhält folgende Faſſung: 

Soweit vor Erhebung der Privatklage nachgewieſen werden muß, daß die Sühne 
erfolglos verſucht worden iſt, iſt für dieſen Vergleichsverſuch der Schiedsmann, in deſſen 
Bezirk der Beſchuldigte wohnt, zuſtändig. Die Beſtimmungen des § 13 Abſ. 2 und des 
§ 17 Nr. 1 finden Anwendung; wohnen die Parteien nicht in demſelben Gemeindebezirke, jo 
bedarf es der ausdrücklichen ſchriftlichen Zuſtimmung des Beſchuldigten, wenn die Zuſtändigkeit 
eines Schiedsmannes begründet werden ſoll, der ſeinen Dienſtſitz nicht am Wohnort des 
Beſchuldigten hat. 

Als $ 35 a wird eingefügt: 

Wohnen die Parteien nicht in demſelben Gemeindebezirke, ſo kann das für die Erhebung 
der Privatklage zuſtändige Gericht auf Antrag geſtatten, daß von dem Sühneverſuch abge- 
ſehen werde, wenn der Antragſteller von dem Orte, an dem die Verhandlung ſtattfinden 
müßte, ſo weit entfernt wohnt, daß ihm unter Berückſichtigung der Verhältniſſe und nach 
den Umſtänden des Falles nicht zugemutet werden kann, zu der Verhandlung zu erſcheinen. 
Das Gericht kann ſtatt deſſen den Antragſteller ermächtigen, ſich in dem Sühnetermin ver⸗ 
treten zu laſſen. Über das Geſuch des Antragſtellers hat das Gericht unverzüglich ohne An— 
hörung des Antraggegners zu entſcheiden. 

Gegen die Entſcheidung des Gerichts ſteht dem Antragſteller die ſofortige Beſchwerde 
nach den Vorſchriften der Strafprozeßordnung zu. 

§ 36 Abſ. 1 erhält folgende Faſſung: 

Der nach § 35 Satz 1 zuſtändige Schiedsmann darf die Ausübung ſeines Amtes aus 

den im $ 16 Nr. 3 bis 6 und $ 17 Nr. 2 angegebenen Gründen nicht ablehnen. 


19. Zu 8 37: 


a) In Abſatz 1 werden die Worte „nach § 420 der deutſchen Strafprozeßordnung erforderlichen“ 
geſtrichen. 
b) Abſ. 1 erhält folgenden Satz 2: 

Steht eine Partei unter elterlicher Gewalt oder unter Vormundſchaft, ſo iſt der geſetz⸗ 
liche Vertreter von dem Sühnetermin zu benachrichtigen, ſofern dies nicht aus beſonderen 
Gründen untunlich erſcheint; dasſelbe gilt von dem Ehemann einer Partei. Der geſetzliche 
Vertreter und der Ehemann ſind als Beiſtände zur Sühneverhandlung zuzulaſſen. 
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In Abſ. 2 wird Satz 2 geſtrichen. An feiner Stelle wird folgender Satz eingefügt: 
Das gleiche gilt, wenn er ſich im Falle des $ 35a Abſ. 1 Satz 2 nicht durch eine mit 
ſchriftlicher Vollmacht verſehene verhandlungsfähige Perſon vertreten läßt. 
20. Als § 37 a wird folgende Beſtimmung eingefügt: 

Der Beſchuldigte hat in dem von dem zuſtändigen Schiedsmann anberaumten Termin 
perſönlich zu erſcheinen. Bleibt er aus, jo wird angenommen, daß er ſich auf die Sühne— 
verhandlung nicht einlaſſen wolle. Wohnen die Parteien in demſelben Gemeindebezirke, ſo 
tritt dieſe Wirkung erſt dann ein, wenn der Beſchuldigte auch in einem zweiten Termin 

2 ausbleibt. 
Be Der Schiedsmann kann gegen den Beſchuldigten für jeden Fall des Ausbleibens eine 
i Ordnungsſtrafe von einem bis zu dreißig Gulden feſtſetzen. Auf die Folgen des Ausbleibens 
iſt der Beſchuldigte bei der Ladung hinzuweiſen. 

Die Vorſchriften finden entſprechende Anwendung, wenn ſich der Beſchuldigte vor dem 
Schluſſe der Verhandlung entfernt. 

Beſchwerden gegen die Feſtſetzung einer Ordnungsſtrafe werden im Auſſichtsweg erledigt. 

21. Im 8 38 werden 
a) im Abſ. 1 am Schluſſe die Worte eingefügt „oder im Falle des § 35 a Abſ. 1 Satz 2 fi 


hat vertreten laſſen“; 
b) im Abſ. 2 wird das Wort „Beleidigung“ durch „Straftat“ erſetzt. 

22. Im 8 39 werden die Worte „der Juſtizminiſter im Einverſtändniſſe mit dem Miniſter der geiſt— 
lichen, Unterrichts- und e durch die Worte „der Senat“, desgleichen die 
Zahl „420“ durch „380“ erſetzt, ferner das Wort „deutſchen“ geſtrichen. 

23. Der $ 40 erhält folgende Faſſung: 

Die Vorſchriften des Stempelſteuergeſetzes über die Stempelpflichtigkeit der von den 
Schiedsmännern aufgenommenen Verhandlungen bleiben unberührt. 

Die Erteilungen von Ausfertigungen der Verhandlung iſt von der vorgängigen Ver 
wendung des Stempels nicht abhängig. 

24. Der 8 41 erhält folgende Faſſung: 

Für die Sühneverhandlung wird eine Gebühr von vier Gulden erhoben; kommt ein 
Vergleich zuſtande, ſo erhöht ſich die Gebühr auf acht Gulden. Der Schiedsmann kann 
unter Berückſichtigung der Verhältniſſe der Parteien und der Schwierigkeit des Falles dieſe 
Gebühren auf höchſtens fünfzig Gulden erhöhen. 
Für die Beſcheinigung über die Erfolgloſigkeit des Sühneverſuchs ($ 38) wird eine 
Gebühr von zwei Gulden erhoben, ſofern nicht eine Gebühr gemäß Abſ. 1 zu erheben iſt. 
Der Schiedsmann kann die Gebühren ermäßigen oder von der Feſtſetzung einer Gebühr 
ganz abſehen. 
Der Schiedsmann kann ſeine Tätigkeit von der vorherigen Einzahlung der in Abſ. 1 
Satz 1 beſtimmten Gebühr abhängig machen. Die Vorſchrift findet keine Anwendung, wenn 
der amtliche Vorgeſetzte gemäß den 88 196, 232 Abſ. 3 des Stra 1 befugt iſt, 
Strafantrag zu ſtellen. 
25. Dem $ 42 Satz 2 wird folgender Halbſatz zugefügt: 
§ 41 Abſ. 4 Satz 2 gilt entſprechend. 
26. Zu § 48: 
a) In Satz 1 wird hinter „Anträge“ eingefügt „für Mitteilungen an die Parteien“, 
b) Satz 2 erhält folgende Faſſung: 
Sie betragen mindeſtens vierzig Pfennige und bei Schriftſtücken von mehr als zwei 
Seiten für jede folgende Seite fünfzehn Pfennige. 

27. 8 44 erhält folgende Faſſung: 

Die im 8 41 beſtimmten Gebühren fallen dem Antragſteller, die Schreibgebühren und 
baren Auslagen fallen der Partei zur Laſt, welche ſie veranlaßt hat. Iſt jedoch ein Vergleich 
zuſtande gekommen oder die Vermittelung des Schiedsmanns von beiden Parteien nachgeſucht, 
ſo haftet für die Gebühren, Schreibgebühren und baren Auslagen, welche bis zum Schluſſe 

er Verhandlung entſtanden ſind, jede Partei. 
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Eine Abſchrift oder eine Ausfertigung des Protokolls ($$ 29 bis 31) oder eine Be— 
ſcheinigung über die Erfolgloſigkeit des Sühneverſuchs (§ 38) ſoll erſt nach vollſtändiger 
Bezahlung der Gebühren, Schreibgebühren und Auslagen erteilt werden. 
28. Als § 44 a wird folgende Beſtimmung eingefügt: 
Die Gebühren, Schreibgebühren und baren Auslagen werden auf Antrag des Schieds— 
mannes von dem Beteiligten ebenſo beigetrieben wie die Gemeindeabgaben. 
29. § 46 erhält folgende Abſätze 2 und 3: 
Die gemäß § 41 Abſ. 1 Satz 1, Abſ. 2 und 3 einkommenden Gebühren fließen zur 
Hälfte dem Schiedsmanne, zur anderen Hälfte den Gemeinden zu, welche die ſächlichen Koſten 
zu tragen haben. Wird die Gebühr gemäß § 41 Abſ. 1 Satz 2 über den im Satz 1 daſelbſt 
beſtimmten Betrag hinaus erhöht, ſo fließt der Mehrbetrag ausſchließlich den Gemeinden zu, 
welche die ſächlichen Koſten zu tragen haben. 
Die Schreibgebühren und baren Auslagen fließen unverkürzt dem Schiedsmann zu. 
30. Als § 46 a wird folgende Beſtimmung eingefügt: 
Beſchwerden gegen die Feſtſetzung der Gebühren und Auslagen erden im Auffichts⸗ 
weg erledigt. 
31. Als § 46 b wird folgende Beſtimmung eingefügt: 
Für die Entſcheidungen über Beſchwerden im Auſſichtswege dürfen keine Verwaltungs 
gebühren erhoben werden. 
32. § 48 wird geſtrichen. 
33. § 49 erhält folgende Faſſung: 
Die zur Ausführung dieſes Geſetzes erforderlichen Beſtimmungen erläßt der Senat. 


* Artikel II. 
Die Verordnung tritt am 15. April 1927 in Kraft. Ausgenommen hiervon ſind die Beſtimmungen 
betreffend Abänderung der §s 33 bis 35 ſowie des § 35 a, welche mit Wirkung vom 1. Februar 1927 


ab in Kraft treten. 
Artikel III. 


Der Text der Schiedsmannsordnung in der aus dieſer Verordnung ſich ergebenden Faſſung iſt in 
fortlaufender Paragraphenfolge im Geſetzblatt bekanntzumachen. 
Danzig, den 18. März 1927. 
Der Senat der Freien Stadt Danzig. 
Riepe Dr. Schwartz. 


38 Bekanntmachung der neuen Faſſung der Schiedsmannsordnung. 
Vom 18. 3. 1927. i 
Auf Grund des Artikels III der Verordnung vom 18. März 1927 (Geſetzbl. S. 108) zur Abänderung 
der Schiedsmannsordnung wird die Schiedsmannsordnung in der neuen Faſſung nachſtehend befannt- 
gegeben. 
Danzig, den 18. März 1927. 
Der Senat der Freien Stadt Danzig. 


Riepe. Dr. Schwartz. 


Schie ds man us ordnung. 


Erſter Abſchnitt. 
Das Amt der Schiedsmänner. 
8 1. 

(1) Zur Sühneverhandlung über ſtreitige Rechtzangelegenheilen iſt für jede Gemeinde ein Schieds- 
mann zu beſtellen. Kleinere Gemeinden können mit anderen Gemeinden zu einem Schiedsmannsbezirke 
vereinigt, größere Gemeinden in mehrere Bezirke geteilt werden. 

(2) Selbſtändige Gutsbezirke werden den Gemeinden gleichgeachtet. 
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(3) Die Abgrenzung der Bezirke erfolgt: 
1. in den Städten durch den Magiſtrat, für die Stadtgemeinde Danzig durch den Senat, 
2. für die Landgemeinden durch die Kreisvertretungen. 
8 2. 
(1) Das Amt des Schiedsmanns iſt ein Ehrenamt. Zu demſelben iſt nicht zu berufen: 
wer das dreißigſte Lebensjahr nicht vollendet hat; 
. wer nicht in dem Schiedsmannsbezirke wohnt, für welchen die Berufung erfolgt; 
. wer infolge ſtrafgerichtlicher Verurteilung die Befähigung zur Bekleidung öffentlicher Amter 
verloren hat; 
4. wer infolge gerichtlicher Anordnung in der Verfügung über fein Vermögen beſchränkt iſt. 
(2) Staatsbeamte und beſoldete Beamte der Kommunal- oder Kirchenverwaltung bedürfen zur 
Übernahme des Amtes der Genehmigung ihrer zunächſt vorgeſetzten Behörde. 
(3) Zu dem Amte des Schiedsmanns können auch Frauen berufen werden. 


§ 3. 
(1) In denjenigen Gemeinden, welche für ſich einen Schiedsmannsbezirk oder mehrere Schiedsmanns⸗ 
bezirke bilden, erfolgt die Wahl der Schiedsmänner durch die Gemeindevertretung, in ſelbſtändigen Guts⸗ 
bezirken durch die Kreisvertretungen. 
(2) Für die aus mehreren Gemeinden zuſammengeſetzten Schiedsmannsbezirke werden die Schieds⸗ 
männer durch die Kreisvertretungen gewählt. f 
(3) Die Wahl erfolgt auf drei Jahre. Bis zum Amtsantritte des Neugewählten bleibt der bisherige 
Schiedsmann in Tätigkeit. 8 4 


Die zu Schiedsmännern Gewählten bedürfen der Beſtätigung durch das Präſidium des Landgerichts. 


§ 5. 

() Die Schiedsmänner werden bei dem Amtsgericht ihres Wohnſitzes auf die Erfüllung ihrer 
Obliegenheiten eidlich verpflichtet. Der Eid wird dahin geleiſtet: 

„Ich ſchwöre bei Gott dem Allmächtigen und Allwiſſenden, die Pflichten eines Schieds⸗ 

manns getreulich zu erfüllen, ſo wahr mir Gott helfe“. 

() Iſt ein Schiedsmann Mitglied einer Religionsgeſellſchaft, welcher das Geſetz den Gebrauch 
gewiſſer Beteuerungsformeln an Stelle des Eides geſtattet, jo wird die Abgabe einer Erklärung unter 
der Beteuerungsformel dieſer Religionsgemeinſchaft der Eidesleiſtung gleichgeachtet. 
(3) Im Falle der Wiederwahl eines Schiedsmanns genügt die Verweiſung auf den von ihm 
bereits geleiſteten Eid. | 


8 


8 6. 
Die Schiedsmänner haben bei Ausübung ihres Amtes die Rechte der Beamten. 


SER 
() Das Recht der Aufficht über einen Schiedsmann ſteht zu: 
1. dem Gerichtspräſidenten hinſichtlich ſämtlicher Schiedsmänner, 
2. dem Amtsrichter, der die allgemeine Dienſtaufſicht führt, hinſichtlich der im Bezirke des 
Amtsgerichts wohnenden Schiedsmänner. N 8 
(2) In dem Rechte der Aufſicht liegt die Befugnis, die ordnungswidrige Ausführung eines Schieds— 
mannsgeſchäfts zu rügen. 
(3) Beſchwerden, welche den Geſchäftsbetrieb oder Verzögerungen betreffen, werden im Auſſichts⸗ 
weg erledigt. 
88. 
(1) Zur Ablehnung oder Niederlegung des Amtes eines Schiedsmanns vor Ablauf der Wahlperiode 
berechtigen folgende Entſchuldigungsgründe: 
das Alter von 60 Jahren; a 
2. die Verwaltung des Schiedsmannsamts während der voraufgegangenen drei Jahre; 
3. anhaltende Krankheit; i 0 
4. Geſchäfte, die eine lange oder häufige Abweſenheit vom Wohnorte mit ſich bringen; 
5. die Verwaltung eines unmittelbaren Staatsamts; 


— 
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5a) bei Frauen die Tatſache, daß ihnen die Fürforge für ihre Familie die Ausübung des Amtes 
in beſonderem Maße erſchwert; 

6. ſonſtige beſondere Verhältniſſe, die nach billigem Ermeſſen eine gültige Entſchuldigung begründen. 

(2) Über die Befugnis zur Ablehnung wird von der Körperſchaft, welche die Wahl des Schiedsmanns 
bewirkt, und über die Befugnis zur Niederlegung vom Präſidium des Landgerichts endgültig entſchieden. 

8 9. 

(1) Ein Schiedsmann iſt feines Amtes zu entheben, wenn Umſtände eintreten oder bekannt werden, 
bei deren Vorhandenſein die Berufung nicht erfolgen ſoll. Er kann auch aus anderen erheblichen Gründen 
ſeines Amtes enthoben werden. 

(2) Die Enthebung vom Amte erfolgt durch den Erſten Zivilſenat des Obergerichts nach Anhörung 


des Beteiligten. 
§ 10. 


(1) Wer ſich ohne einen der im § 8 enthaltenen Entſchuldigungsgründe weigert, das Amt des 
Schiedsmanns zu übernehmen oder das übernommene Amt während der vorgeſchriebenen regelmäßigen 
Amtsdauer zu verſehen, kann für einen Zeitraum von drei bis ſechs Jahren der Ausübung ſeines Rechtes 
auf Teilnahme an der Vertretung und Verwaltung feiner Gemeinde für verluſtig erklärt und um ¼ bis !/, 
ſtärker als die übrigen Gemeindeangehörigen zu den Gemeindeabgaben herangezogen werden. Die 
Beſchlußfaſſung hierüber ſteht der Gemeindevertretung ($ 3) zu; der Beſchluß bedarf der Genehmigung 
der der Gemeinde vorgeſetzten Behörde. 

(2) Beſitzern ſelbſtändiger Gutsbezirke kann in dem vorgedachten Falle durch den Kreisausſchuß eine 
Erhöhung der Kreisabgabe um / bis ¼ auf drei bis ſechs Jahre auferlegt werden. 

8 11. 

(1) Jeder Schiedsmann erhält einen Stellvertreter. Die Stellvertretung kann dahin geordnet 
werden, daß beſtimmte Schiedsmänner ſich wechſelſeitig vertreten. 

(2) Bei vorübergehender Behinderung oder gleichzeitiger Erledigung des Amtes des Schiedsmanns 
und des Stellvertreters iſt die Aufſfichtsbehörde ermächtigt, die einſtweilige Wahrnehmung der Geſchäfte 
einem benachbarten Schiedsmann oder Stellvertreter zu übertragen. 

(3) Auf die Stellvertreter finden die 88 2 bis 10 entſprechende Anwendung. 


Zweiter Abſchnitt. 
Die Sühneverhandlung über bürgerliche Rechtsſtreitigkeiten. 


8 12. 

(1) In bürgerlichen Rechtsſtreitigkeiten findet eine Sühneverhandlung nur über vermögensrechtliche 
Anſprüche ſtatt. Der Schiedsmann hat ſich der Sühneverhandlung auf Antrag einer oder beider Parteien 
zu unterziehen. Zur Stellung dieſes Antrages iſt keine Partei verpflichtet. 

(2) In Rechtsſtreitigkeiten, deren Entſcheidung den Auseinanderſetzungsbehörden zuſteht, findet eine 
Sühneverhandlung durch Schiedsmänner nicht ſtatt. 

- § 13. 

(1) Für die Sühneverhandlung iſt der Schiedsmann zuſtändig, in deſſen Bezirk der Gegner des 
Antragſtellers ſeinen Wohnſitz hat. 

(2) Ein an ſich unzuſtändiger Schiedsmann wird jedoch durch ausdrückliche oder ſtillſchweigende 
Vereinbarung der Parteien zuſtändig. 

§ 14. 
Zu einer amtlichen Tätigkeit außerhalb ſeines Amtsbezirkes iſt der Schiedsmann nur im Falle der 


Stellvertretung (§ 11) befugt. 15 
8 15. 


Der Schiedsmann iſt von der Ausübung ſeines Amtes kraft Geſetzes ausgeſchloſſen: 

1. in Sachen, in welchen er ſelbſt Partei iſt oder in Anſehung welcher er zu einer Partei in 
dem Verhältnis eines Mitberechtigten, Mitverpflichteten oder Regreßpflichtigen ſteht; 

2. in Sachen ſeines Ehegatten, auch wenn die Ehe nicht mehr beſteht; 

3. in Sachen einer Perſon, mit welcher er in gerader Linie verwandt, verſchwägert oder durch 
Annahme an Kindes Statt verbunden, in der Seitenlinie bis zum dritten Grade verwandt 
oder bis zum zweiten Grade verſchwägert iſt, auch wenn die Ehe, durch welche die Schwäger— 
ſchaft begründet iſt, nicht mehr beſteht; 


111 
4. in Sachen, in welchen er als Prozeßbevollmächtigter oder Beiſtand einer Partei beſtellt oder 
als geſetzlicher Vertreter einer Partei aufzutreten berechtigt iſt oder geweſen iſt. 
8 16. 
Der Schiedsmann ſoll die Ausübung ſeines Amtes ablehnen: 
1. wenn er der Sprache der Parteien nicht mächtig iſt; 
2. wenn zur Gültigkeit der Willenserklärung der Parteien dem Gegenſtande nach die gerichtliche 
oder notarielle Form ausſchließlich erfordert wird; 
3. wenn die Parteien dem Schiedsmanne nicht bekannt ſind und auch nicht nachweiſen können, 
daß ſie diejenigen ſind, wofür ſie ſich ausgeben; 
4. wenn Bedenken gegen die Geſchäfts⸗ oder Verfügungsfähigkeit der Parteien ober gegen die 
Legitimation der geſetzlichen Vertreter derſelben beſtehen; 
. wenn eine Partei blind oder taubſtumm iſt; 
6. wenn eine Partei taub oder ſtumm iſt und mit derſelben eine ſchriftliche Verſtändigung nicht 
erfolgen kann. 


. 


§ 17. 
00 Der Schiedsmann kann die Ausübung ſeines Amtes ablehnen: 
1. wenn ſeine Zuſtändigkeit lediglich auf der Vereinbarung der Parteien beruht; 
2. wenn ihm die ſtreitige Angelegenheit zu weitläufig oder zu ſchwierig erſcheint. 
(2) Beſchwerde gegen die Ablehnung findet nicht ſtatt. 


§ 18. 
Die Vertretung der Parteien durch Bevollmächtigte iſt unzuläſſig. Gemeinden und Korporationen 
dürfen ſich jedoch durch Bevollmächtigte aus ihrer Mitte vertreten laſſen. 


§ 19. 

Beiſtände der Parteien, mit Ausnahme der Beiſtände von Perſonen, welche des Leſens oder 
Schreibens nicht mächtig find, können vom Schiedsmann in jeder Lage der Verhandlung zurüd- 
gewieſen werden. 

§ 20. 

(1) Der Antrag auf Sühneverhandlung kann bei dem Schiedsmanne ſchriftlich eingereicht oder 
mündlich zu Protokoll gegeben werden. Derſelbe muß den Namen Stand und Wohnort der Parteien, 
eine allgemeine Angabe des Gegenſtandes der Verhandlung und die Unterſchrift des Antragſtellers 
enthalten. 

(2) Wohnen die Parteien nicht in demſelben Gemeindebezirke, jo kann der Antrag bei dem Schieds— 
mann, in deſſen Bezirk der Antragſteller wohnt, zu Protokoll gegeben werden. Das Protokoll iſt dem 
zuſtändigen Schiedsmann alsbald zu überſenden. 

5 8 21. 

Der Schiedsmann vermerkt auf dem Antrag oder einer Anlage desſelben Zeit und Ort des Ter⸗ 
mins zur Verhandlung unter Androhung der Strafe für unentſchuldigtes Ausbleiben (8 22) und über⸗ 
gibt das Schriftſtück dem Antragſteller zur Behändigung an den Gegner oder läßt dieſem das Schrift- 
ſtück — unter entſprechender Benachrichtigung des Antragſtellers — in zuverläſſiger Weiſe zuſtellen. 

8 22. 

(1) Eine Partei, welche vor dem zuſtändigen Schiedsmann in dem anberaumten Termine nicht 
erſcheinen will oder kann, muß ſolches ſpäteſtens an dem dem Terminstage vorhergehenden Tage bei 
dem Schiedsmann anzeigen. 

(2) Iſt eine ſolche Anzeige nicht erſtattet, ſo kann der Schiedsmann gegen die im Termin aus— 
gebliebene Partei eine Ordnungsſtrafe von einem bis zu dreißig Gulden feſtſetzen. 

(3) Beſchwerden gegen die Feſtſetzung werden im Auſſichtsweg erledigt. 

8 23. 
Die Verhandlung der Parteien vor dem Schiedsmann iſt eine mündliche. Der Schiedsmann hat 


Sorge zu tragen, daß dieſelbe ohne Unterbrechung zu Ende geführt werde; erforderlichenfalls hat er den 
Termin zur Fortſetzung der Verhandlung ſofort zu beſtimmen. 
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8 24. 8 
(1) Der Schiedsmann kann Zeugen und Sachverſtändige, welche freiwillig vor ihm erſchienen ſind, 
hören. 
(2) Zur Beeidigung eines Zeugen oder Sachverſtändigen und zur Abnahme eines Parteieides iſt 
der Schiedsmann nicht befugt. 


8 25. 
(1) Kommt ein Vergleich zuſtande, jo iſt derſelbe zu Protokoll feſtzuſtellen. 
(2) Das Protokoll wird in der Sprache der Parteien, und wenn nur eine Partei der deutſchen 
Sprache mächtig iſt, in dieſer und der fremden Sprache aufgenommen. 

(3) Das Protokoll enthält: 

1. den Ort und die Zeit der Verhandlung; 

2. die Namen der erſchienenen Parteien, geſetzlichen Vertreter, Bevollmächtigten und Beiſtände 

ſowie die Angabe, wie dieſelben ihre Legitimation geführt haben; 

3. den Gegenſtand des Streites; 

4. die Verabredung der Parteien. 
(4) Kommt ein Vergleich nicht zuſtande, jo hat der Schiedsmann hierüber einen kurzen Vermerk 


aufzunehmen. 
8 26. 


Das Protokoll iſt den Parteien vorzuleſen oder zur Durchſicht vorzulegen. In dem Protokoll iſt 

zu bemerken, daß dies geſchehen und die Genehmigung erfolgt ſei. 
8.27. 

(1) Das Protokoll iſt von den Parteien und dem Schiedsmanne durch Namensunterſchrift zu 
vollziehen. 

(2) Jede Partei, welche nicht unterſchreiben kann, muß einen Beiſtand wählen, welcher für ſie 
die Verhandlung mit feiner Namensunterſchrift vollzieht oder die von ihr beigefügten Handzeichen be- 
glaubigt. Der Schiedsmann hat dabei zu vermerken, von welcher Partei und aus welchem Grunde die 
eigenhändige Unterſchrift unterblieben iſt. 8.25 

. 8 . . 

(1) Die Protokolle werden der Zeitfolge nach in ein ausſchließlich dazu beſtimmtes Buch (Protokoll— 
buch) eingeſchrieben und mit einer fortlaufenden Nummer verſehen. 

(2) Vollgeſchriebene Protokollbücher ſind an das Amtsgericht, in deſſen Bezirk der Schiedsmann 


wohnt, zur Aufbewahrung abzugeben. 5 50 


Die Parteien oder deren Rechtsnachfolger erhalten auf Verlangen Abſchrift oder Ausfertigung 

des Protokolls. 
§ 30. 

(1) Die Ausfertigung beſteht aus der mit dem Ausfertigungsvermerke verſehenen Abſchrift des 
Protokolls. N 

(2) Der Ausfertigungsvermerk muß die Angabe des Ortes und der Zeit der Ausfertigung und die 
Bezeichnung desjenigen, für welchen die Ausfertigung erteilt wird, enthalten und mit der Unterſchrift 
und dem Amtsſiegel des Schiedsmanns verſehen ſein. N 

8 31. 

(1) Die Ausfertigung wird von dem Schiedsmann erteilt, welcher die Urſchrift des Protokolls 
verwahrt. Derſelbe hat vor der Aushändigung auf der Urſchrift des Protokolls zu vermerken, wann 
und für wen die Ausfertigung erteilt worden iſt. 

(2) Befindet ſich das Protokollbuch in der Verwahrung des Amtsgerichts ($ 28), jo wird die Aus— 
fertigung von dem Gerichtsſchreiber desſelben erteilt. 

8 32. 

(1) Aus den vor einem Schiedsmanne geſchloſſenen Vergleichen findet die gerichtliche Zwangs 
vollſtreckung ſtatt. 

(2) Die Vorſchriften der Zivilprozeßordnung über die Zwangsvollſtzeckung aus notariellen Urkunden 
finden mit der Maßgabe entſprechende Anwendung, daß die Vollſtreckungsklauſel auf der gemäß §8 30, 
31 herzuſtellenden Ausfertigung von dem Amtsgericht zu erteilen iſt, in deſſen Bezirk der Schieds- 
mann wohnt. i 
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(3) Auf der Urſchrift des Protokolls iſt zu vermerken, wann und von wem ſowie für und gegen 
welche Perſonen die Vollſtreckungslauſel erteilt worden iſt. Zu dieſem Zwecke hat das Amtsgericht, 
falls ſich nicht das Protokollbuch in ſeiner Verwahrung befindet, den Schiedsmann von der Erteilung 
der Vollſtreckungsklauſel zu benachrichtigen. 


Dritter Abſchnitt. 
Die Sühneverhandlung in Strafſachen. 
§ 33. 

Bei den nur auf Antrag zu verfolgenden Vergehen des Hausfriedensbruchs (8 123 des Strafgeſetz— 
buchs), der Beleidigung (§8 185 bis 187 und 189 des Strafgeſetzbuchs), der leichten, vorſätzlichen (8 223 
des Strafgeſetzbuchs) und der fahrläſſigen Körperverletzung (§S 230 des Strafgeſetzbuchs), der Verletzung 
fremder Geheimniſſe (8 299 des Strafgeſetzbuchs) und der Sachbeſchädigung ($ 303 des Strafgeſetzbuchs) 
owie bei dem Vergehen der Bedrohung (§ 241 des Strafgeſetzbuchs) iſt der Schiedsmann die zum Zwecke 
der Sühneverhandlung zuſtändige Vergleichs behörde. 

N § 34. 

Auf die Sühneverhandlung über die im $ 33 genannten Vergehen finden die Vorſchriften des 
zweiten Abſchnitts mit den in den nachfolgenden Paragraphen enthaltenen Abweichungen entſprechende 
Anwendung. n 


§ 35. 

Soweit vor Erhebung der Privatklage nachgewieſen werden muß, daß die Sühne erfolglos verſucht 
worden, iſt für dieſen Vergleichsverſuch der Schiedsmann, in deſſen Bezirk der Beſchuldigte wohnt, zu⸗ 
ſtändig. Die Beſtimmungen des § 13 Abſ. 2 und des § 17 Nr. 1 finden Anwendung; wohnen die 
Parteien nicht in demſelben Gemeindebezirk, ſo bedarf es der ausdrücklichen ſchriftlichen Zuſtimmung des 
Beſchuldigten, wenn die Zuſtändigkeit eines Schiedsmanns begründet werden ſoll, der ſeinen Dienſtſitz nicht 
am Wohnort des Beſchuldigten hat. 

§ 36. 

(1) Wohnen die Parteien nicht in demſelben Gemeindebezirke, ſo kann das für die Erhebung der 
Privatklage zuſtändige Gericht auf Antrag geſtatten, daß von dem Sühneverſuch abgeſehen werde, wenn 
der Antragſteller von dem Orte, an dem die Verhandlung ſtattfinden müßte, ſo weit entfernt wohnt, 
daß ihm unter Berückſichtigung ſeiner Verhältniſſe und nach den Umſtänden des Falles nicht zugemutet 
werden kann, zu der Verhandlung zu erſcheinen. Das Gericht kann ſtatt deſſen den Antragſteller er- 
mächtigen, ſich in dem Sühnetermine vertreten zu laſſen. Über das Geſuch des Antragſtellers hat das 
Gericht unverzüglich, ohne Anhörung des Antragsgegners zu entſcheiden. 


(2) Gegen die Entſcheidung des Gerichts ſteht dem Antragſteller die ſofortige Beſchwerde nach den 


Vorſchriften der Strafprozeßordnung zu. 
8 37. 
(1) Der nach § 35 Satz 1 zuſtändige Schiedsmann darf die Ausübung ſeines Amtes aus den im 
§ 16 Nr. 3 bis 6 und § 17 Abſ. 1 Nr. 2 angegebenen Gründen nicht ablehnen. 
(2) Er hat, wenn bei einer Partei einer der im § 16 Nr. 3 bis 6 angegebenen Umſtände vorliegt, 
dies in dem Protokolle zu vermerken. Gegen eine ſolche Partei findet die ee ee aus einem 
aufgenommenen Vergleiche nicht ſtatt. 


8 38. 

(1) Die Ladung zu der Sühneverhandlung iſt den Parteien durch den Schiedsmann oder in 
anderer zuverläſſiger Weiſe zuzuſtellen. Steht eine Partei unter elterlicher Gewalt oder unter Vormund— 
ſchaft, jo iſt der geſetzliche Vertreter von dem Sühnetermin zu benachrichtigen, ſofern dies nicht aus be- 
ſonderen Gründen untunlich erſcheint; dasſelbe gilt von dem Ehemann einer Partei. Der geſetzliche Ver- 
treter und der Ehemann ſind als Beiſtände zur Sühneverhandlung zuzulaſſen. 

(2) Erſcheint der Antragſteller in dem Termine nicht, fo findet eine Sühneverhandlung nicht ſtatt. 
Das gleiche gilt, wenn er ſich im Falle des $ 36 Abſ. I Satz 2 nicht durch eine mit ſchriftlicher Voll“ 
macht verſehene, verhandlungsfähig Perſon vertreten läßt. 


8 39. 
(1) Der Beſchuldigte hat in dem von dem zuſtändigen Schiedsmann anberaumten Termin perſön— 
lich zu erſcheinen. Bleibt er aus, ſo wird angenommen, daß er ſich auf die Sühneverhandlung nicht ein— 
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laſſen wolle. Wohnen die Parteien in demſelben Gemeindebezirke, jo tritt dieſe Wirkung erſt dann ein, 
wenn der Beſchuldigte auch in einem zweiten Termin ausbleibt. . 

(2) Der Schiedsmann kann gegen den Beſchuldigten für jeden Fall des Ausbleibens eine Ord— 
nungsſtrafe von einem bis zu dreißig Gulden feſtſetzen. Auf die Folgen des Ausbleibens iſt der Be— 
ſchuldigte bei der Ladung hinzuweiſen. 

(3) Die Vorſchriften finden entſprechende Anwendung, wenn ſich der Beſchuldigte vor dem Schluſſe 
der Verhandlung entfernt. 

(4) Beſchwerden gegen die Feſtſetzung einer Ordnungsſtrafe werden im Aufſichtsweg erledigt. 


§ 40. 

(1) Eine Beſcheinigung über die Erfolgloſigkeit des Sühneverſuchs kann nur erteilt werden, wenn 
der Antragſteller im Termin erſchienen iſt oder im Falle des 8 36 Abſ. 1 Satz 2 ſich hat vertreten laſſen. 

(2) Die Beſcheinigung muß mit der Unterſchrift und dem Amtsſiegel des Schiedsmanns verſehen 
ſein. Sie ſoll die Angabe der Zeit, der Straftat und der Anbringung des Antrags ſowie des Ortes und 
der Zeit der Ausſtellung enthalten. 

(3) Über die Verhandlung und die Ausſtellung der Beſcheinigung hat der Schiedsmann im Proto— 
kollbuch einen Vermerk aufzunehmen. 

8 41 

Für Privatklagen gegen Studierende kann der Senat beſtimmen, daß der nach § 380 der Straf— 
prozeßordnung erforderliche Sühneverſuch nicht von dem Schiedsmanne, ſondern von einer anderen Ver— 
gleichsbehörde vorzunehmen ſei. 

Vierter Abſchnitt. 
Koſten und Stempel. 
d 8 42. N 

(1) Die Vorſchriften des Stempelſteuergeſetzes über die Stempelpflichtigkeit der von den Schieds⸗ 
männern aufgenommenen Verhandlungen bleiben unberührt. 

(2) Die Erteilung von Ausfertigungen der Verhandlung iſt von der vorgängigen Verwendung 
des Stempels nicht abhängig. 

f § 43. 

(1) Für die Sühneverhandlung wird eine Gebühr von vier Gulden erhoben; kommt ein Vergleich 
zuſtande, jo erhöht ſich die Gebühr auf acht Gulden. Der Schiedsmann kann unter Berückſichtigung 
der Verhältniſſe der Parteien und der Schwierigkeit des Falles dieſe Gebühren auf höchſtens fünfzig 
Gulden erhöhen. 5 

(2) Für die Beſcheinigung über die Erfolgloſigkeit des Sühneverſuchs (§ 40) wird eine Gebühr 
von zwei Gulden erhoben, ſofern nicht eine Gebühr gemäß Abſ. 1 zu erheben iſt. 

(3) Der Schiedsmann kann die Gebühren ermäßigen oder von der Feſtſetzung einer Gebühr ganz abſehen. 

(4) Der Schiedsmann kann ſeine Tätigkeit von der vorherigen Einzahlung der im Abſ. 1 Satz 1 
beſtimmten Gebühr abhängig machen. Die Vorſchrift findet keine Anwendung, wenn der amtliche Vorgeſetzte 
gemäß den SS 196, 232 Abſ. 3 des Strafgeſetzbuchs befugt iſt, Strafantrag zu ſtellen. 


§ 44. 
Schreibgebühren und bare Auslagen ſind dem Schiedsmanne ſofort zu entrichten. Derſelbe kann 
ſeine Tätigkeit von der vorherigen Entrichtung abhängig machen; § 43 Abſ. 4 Satz 2 gilt entſprechend. 


8 45. 
Die Schreibgebühren ſind für die Aufnahme der Anträge, für Mitteilungen an die Parteien ſowie 
für die Ausfertigungen und Abſchriften der Verhandlungen und Beſcheinigungen zu entrichten. Sie 
betragen mindeſtens vierzig Pfennige und bei Schriftſtücken von mehr als zwei Seiten für jede folgende 
Seite fünfzehn Pfennige. Jede angefangene Seite wird als voll berechnet. Der Senat wird ermächtigt, 
bei einer erheblichen Veränderung der wirtſchaftlichen Verhältniſſe die Schreibgebühr zu erhöhen oder 
zu ermäßigen. 
$ 46. | 
(1) Die im § 43 beſtimmten Gebühren fallen dem Antragſteller, die Schreibgebühren und baren 
Auslagen fallen der Partei zur Laſt, welche ſie veranlußt hat. Iſt jedoch ein Vergleich zuſtande gekommen, 
oder die Vermittelung des Schiedsmanns von beiden Parteien nachgeſucht, ſo haftet für die Gebühren, 
Schreibgebühren und baren Auslagen, welche bis zum Schluſſe der Verhandlung entſtanden ſind, jede Partei. 
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(2) Eine Abſchrift oder eine Ausfertigung des Protokolls (SS 29 bis 5 oder eine Beſcheinigung 
über die Erfolgloſigkeit des Sühneverſuchs (§ 40) ſoll erſt nach vollſtändiger Bezahlung der Bas, 
Schreibgebühren und Auslagen erteilt werden. 


§ 47. 
Die Gebühren, Schreibgebühren und baren Auslagen werden auf Antrag des Schiedsmanns von 
den Beteiligten ebenſo beigetrieben wie die Gemeindeabgaben. 


8 48. 

(1) Die ſächlichen Koſten des Schiedsmannsamts fallen der Gemeinde zur Laſt. 

(2) In Bezirken, welche aus mehreren Gemeinden beſtehen, werden die ſächlichen Koſten auf die 
beteiligten Gemeinden nach dem Maßſtabe der Seelenzahl verteilt. Den Gemeinden werden die ſelbſt— 
ſtändigen Gutsbezirke gleichgeachtet. 

i § 49. 

(1) Die Geldſtrafen, welche in Gemäßheit dieſes Geſetzes zur Erhebung gelangen, fließen den 
Gemeinden zu, welche die ſächlichen Koſten zu tragen haben. 

(2) Die gemäß $ 43 Abſ. 1 Satz 1, Abſ. 2 und 3 einkommenden Gebühren fließen zur Hälfte dem 
Schiedsmanne, zur anderen Hälfte den Gemeinden zu, welche die ſächlichen Koſten zu tragen haben. 
Wird die Gebühr gemäß 8 43 Abſ. 1 Satz 2 über den im Satz 1 daſelbſt beſtimmten Betrag hinaus er— 
höht, ſo fließt der Mehrbetrag ausſchließlich den Gemeinden zu, welche die ſächlichen Koſten zu tragen 
haben. 

(3) Die Schreibgebühren und baren Auslagen fließen unverkürzt dem Schiedsmanne zu. 8 


§ 50. 
Beſchwerden gegen die Feſtſetzung der Gebühren und Auslagen werden im Auſfſichtsweg erledigt. 
§ 51. 
Für die Entſcheidungen über Beſchwerden im Aufſichtswege dürfen keine Verwaltungsgebühren ı er⸗ 
hoben werden. 
Schlußzbeſtimmungen. 
S 52. 


Die Vorſchriften dieſes Geſetzes, welche ſich auf die Ausſertigung und Vollſtreckung der abgeſchloſſenen 
Vergleiche beziehen, finden auch auf ſolche Vergleiche Anwendung, welche vor dem Inkrafttreten dieſes 
Geſetzes von einem Schiedsmanne zu Protokoll genommen worden ſind.) 


8 53. 
Die zur Ausführung dieses Geſetzes erforderlichen Beſtimmungen erläßt der Senat. 


a 


39 Verordnung 
über Abänderung der §§ 85 und 110 des Steuergrundgeſetzes. Vom 25. 3. 1927. 


Auf Grund des §1 Ziffer 5 des Ermächtigungsgeſetzes vom 29. November 1926 (Geſetzblatt S. 317 ff.) 
wird das Steuergrundgeſetz vom 11. Dezember 1922 (Geſetzblatt 1923, S. 57 ff.) in der Faſſung der 
Verordnung vom 19. November 1923 (Geſetzblatt S. 1283) im Verordnungswege mit Geſetzeskraft 
wie folgt geändert: 5 


Der § 85 Abſ. 1 erhält folgende Faſſung: 

„Wird eine Zahlung, die nach den Steuergeſetzen zu leiſten iſt, ſpäter als 1 Monat nach dem 
geſetzlichen oder dem im Steuerbeſcheid angegebenen Fälligkeitstermin entrichtet, ſo ſind, wenn nichts 
anderes vorgeſchrieben iſt, Zinſen zu 5 v. H. zu zahlen. Die Zinſen werden nur nach vollen 
Monaten berechnet, wobei angefangene Monate voll gerechnet werden. Die Zinſen ſind ſtets nur 
von den auf volle 50 Gulden nach unten abgerundeten Beträgen zu erheben. Zinsbeträge unter 
1 Gulden werden nicht erhoben. Zinſen unter 2 Gulden ſind nicht geſondert einzuziehen.“, 


2. 
§ 110 erhält folgende Faſſung: i 
„Wenn die nach den 88 106, 107 zu erſtattenden Beträge 50 Gulden überſteigen, werden ſie 
für einen Zeitraum, beginnend 1 Monat nach der Entrichtung und endend mit dem Tage der 
Erſtattung, mit 5 v. H. verzinſt. Die Zinſen werden nur nach vollen Monaten berechnet, wobei 
angefangene Monate voll gerechnet werden. Zinsbeträge unter 1 Gulden werden nicht ausgezahlt. 


7 2 * 25 ’ 116 a | ; | 

Ausführungsbeſtimmungen können die Verzinſungspflicht beſchränken; dieſe find den nach 8 85 

Abſ. 2 erlaſſenen Beſtimmungen möglichſt gleichartig zu geſtalten.“ N 
8 8. 


Die Verordnung tritt mit dem Tage der Verkündung in Kraft. 
Danzig, den 25. März 1927. — i | 


Der Senat der Freien Stadt Danzig. 
Riepe. Dr. Volkmann. 


e 


Bezugsgebühren vierteljährlich a) für das Geſetzblatt für die Freie Stadt Danzig Ausgabe A u. B je 3,00 G, b) für 
den Staatsanzeiger für die Freie Stadt Danzig Teil J Ausgabe Au. B je 2,25 G, c) für den Staatsanzeiger für die Freie 
Stadt Danzig Lei l 3,00 G. Beſtellungen haben bei der e zu erfolgen. ür Beamte (ſiehe 
Staatsanz. . 1922, Nr. 87) Bezugspreis zu a) 1,80 G, zu p) 1,20 G. 

Einrückungsgebühren betragen für die zweigeſpaltene Zeile oder deren Raum —= 0,40 Gulden. 
Belegblätter und einzelne Stücke werden zu den Selbſtkoſten berechnet. e 
Schriftleitung: Geſchäftsſtelle des Geſetzblattes und Staatsanzeigers. — Druck von A. Schroth in Danzig. 


